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Text 

Beurteilung der beruflichen Zuverlässigkeit 

§ 254. (1) Der Sektorenauftraggeber hat der Beurteilung der beruflichen Zuverlässigkeit des 
Unternehmers insbesondere die gemäß § 253 Abs. 1 bzw. 2 verlangten Nachweise und die gemäß § 253 
Abs. 3 eingeholten Auskünfte zugrunde zu legen. Ergibt sich aus diesen Bescheinigungen, dass eine 
rechtskräftige Gerichts- oder Verwaltungsentscheidung im Sinne des § 249 Abs. 1 oder 2 Z 5 lit. a 
vorliegt oder erlangt der Sektorenauftraggeber auf andere Weise von einem solchen Urteil, einer solchen 
Verfehlung oder vom Vorliegen eines Ausschlussgrundes gemäß § 248 Abs. 1 oder § 249 Abs. 1 oder 2 
nachweislich Kenntnis, so ist der Unternehmer mangels Zuverlässigkeit vom Vergabeverfahren 
auszuschließen, es sei denn, die Voraussetzungen des § 249 Abs. 4 bis 6 liegen vor oder der Unternehmer 
macht glaubhaft, dass er trotz des Vorliegens eines Ausschlussgrundes zuverlässig ist. 

(2) Zur Glaubhaftmachung im Sinne des Abs. 1 letzter Satz hat der Unternehmer darzulegen, dass er 
konkrete technische, organisatorische, personelle oder sonstige Maßnahmen getroffen hat, die geeignet 
sind, das nochmalige Begehen der betreffenden strafbaren Handlungen bzw. Verfehlungen zu verhindern. 
Der Unternehmer hat nachzuweisen, dass er folgende Maßnahmen getroffen hat: 

 1. er einen Ausgleich für jeglichen durch eine Straftat oder eine Verfehlung gegebenenfalls 
verursachten Schaden gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleiches verpflichtet hat, 

 2. er umfassend durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden an der Klärung 
aller Tatsachen und Umstände betreffend die Straftat oder Verfehlung mitgewirkt hat, und 

 3. er effektive Maßnahmen wie 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

 a) die Einführung eines qualitativ hochwertigen Berichts- und Kontrollwesens, oder 

 b) die Einschaltung eines Organes der inneren Revision zur regelmäßigen Überprüfung der 
Einhaltung der maßgeblichen Vorschriften, oder 

 c) die Einführung von internen Haftungs- und Schadenersatzregelungen zur Einhaltung der 
maßgeblichen Vorschriften 

gesetzt hat. 

(3) Der Sektorenauftraggeber hat die vom Unternehmer ergriffenen Maßnahmen zu prüfen und bei 
der Beurteilung der Zuverlässigkeit insbesondere die vom Unternehmer gesetzten Maßnahmen in ein 
Verhältnis zur Anzahl und zur Schwere der begangenen strafbaren Handlungen bzw. Verfehlungen zu 
setzen. Bei der Beurteilung der Schwere der rechtskräftigen Bestrafung gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG 
ist insbesondere die Anzahl der betroffenen Arbeitnehmer und die Dauer der illegalen Beschäftigung und 
bei der Beurteilung der Schwere der rechtskräftigen Bestrafung gemäß den §§ 28 oder 29 LSD-BG ist 
insbesondere das Ausmaß der Unterentlohnung zu berücksichtigen. Liegen mehr als zwei rechtskräftige 
Bestrafungen gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß den §§ 28 oder 29 LSD-BG vor oder erfolgten 
zwei rechtskräftige Bestrafungen innerhalb der letzten zwölf Monate, ist ein strengerer Maßstab 
anzulegen. Erachtet der Sektorenauftraggeber die Maßnahmen des Unternehmers als unzureichend, so hat 
er diese Entscheidung gegenüber dem Unternehmer zu begründen. 

(4) Ein Unternehmer, der durch eine rechtskräftige Entscheidung eines Gerichtes einer anderen 
Vertragspartei des EWR-Abkommens von der Teilnahme an Vergabeverfahren ausgeschlossen wurde, 
kann während des in dieser Entscheidung festgelegten Ausschlusszeitraumes seine Zuverlässigkeit nicht 
gemäß Abs. 2 und 3 glaubhaft machen. 

(5) Hat ein Unternehmer, bei dem ein Ausschlussgrund gemäß den §§ 248 oder 249 vorliegt, keine 
oder nur unzureichende Maßnahmen gemäß Abs. 2 und 3 ergriffen, so darf er – unbeschadet des Abs. 4 – 

 1. bei Vorliegen eines Ausschlussgrundes gemäß § 249 Abs. 1 höchstens für den Zeitraum von fünf 
Jahren ab dem Tag der rechtskräftigen Verurteilung oder 

 2. bei Vorliegen eines sonstigen vom Sektorenauftraggeber vorgesehenen Ausschlussgrundes 
höchstens für den Zeitraum von drei Jahren ab dem betreffenden Ereignis 

von der Teilnahme am Vergabeverfahren ausgeschlossen werden. 
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